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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 104c, 104d, 125c)  

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 
im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD für die 19. Legislaturperiode des Deutschen Bun-

destages wurde vereinbart, dass vor allem zur Verbesserung der Bildung eine Investitionsoffensi-

ve für Schulen auf den Weg gebracht werden soll. Diese soll zusätzlich zum laufenden Schulsan-

ierungsprogramm des Bundes, welches in Sachsen-Anhalt über die noch zu veröffentlichende 

Richtlinie zur Gewährung von Zuwendung nach Kapitel 2 des Kommunalinvestitionsförderungs-

gesetzes umgesetzt werden soll, Länder bei ihren Investitionen in die Bildungsinfrastruktur, ins-

besondere Ganztagsschul- und Betreuungsangebote, Digitalisierung und berufliche Schulen unter-

stützen.  

 

Inzwischen hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) die kommunalen Spitzenverbände 

auf Bundesebene hinsichtlich des als Anlage beigefügten Referentenentwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung des Grundgesetzes Art. 104c, Art. 104d, Art. 125c GG angehört.  

 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass durch die Aufhebung der Beschränkung der Finanzhilfe-

kompetenz des Bundes zur Mitfinanzierung von Investitionen nur in finanzschwachen Kom-

munen in Artikel 104c GG die Möglichkeit des Bundes erweitert wird, die Länder und Kom-

munen bei ihren Investitionen in die kommunale Bildungsinfrastruktur zu unterstützen. Der 

Gesetzentwurf sieht jedoch nicht nur eine Streichung der bisherigen Restriktion der Finanz-

schwäche vor, sondern ermöglicht den Ländern eine Partizipation an den künftigen Bundes-

hilfen. Mit der Ergänzung des Wortes „Länder“ soll lt. Gesetzesbegründung klargestellt wer-

den, dass die Förderung der Investitionen in die kommunale Bildungsinfrastruktur entspre-

chend der landesrechtlichen Zuständigkeiten sowohl durch die Länder als auch durch die 

Kommunen erfolgen kann. 

 

Des Weiteren soll durch die Aufnahme eines zusätzlichen Artikels 104d GG dem Bund die 

Möglichkeit gegeben werden, den Ländern zweckgebunden Finanzhilfen für gesamtstaatlich 

bedeutsame Investitionen der Länder und Kommunen im Bereich des sozialen Wohnungsbaus 
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zu gewähren. Dadurch soll dem Mangel an preiswertem Wohnraum vor allem in Großstädten 

entgegengewirkt werden. 

 

Durch Änderung des Artikels 125c GG wird die Möglichkeit einer Erhöhung und Dynamisie-

rung der Mittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz vor dem 01.01.2025 ge-

schaffen. 

 

Sowohl der Deutsche Städtetag (DST) als auch der Deutsche Städte- und Gemeindebund 

(DStGB) stimmen der mit dem Gesetzentwurf vorgesehenen weiteren Lockerung des Koope-

rationsverbotes im Grundgesetz zu. Die Bundesverbände fordern seit langem die Abschaffung 

des Kooperationsverbotes und die Weiterentwicklung der Zusammenarbeit im Sinne eines 

kooperativen Föderalismus. Insofern wird die vorgesehene Ausweitung der Bundeskompetenz 

für Investitionen in die Bildungsinfrastruktur über finanzschwache Kommunen hinaus unter-

stützt. Die Partizipation der Länder an den Finanzhilfen gem. Art. 104c GG-Mittel wird hin-

gegen grundsätzlich abgelehnt.  

 

Über das weitere Gesetzgebungsverfahren werden wir berichten.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 
Langhoff 

 

Anlage  

 


